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Einleitung

Genozid stellt in zweierlei Hinsicht ein Problem 

dar: nicht nur aufgrund der fürchterlichen Tat-

sache des Massensterbens, sondern auch aufgrund 

der Art und Weise, wie das relativ junge Konzept 

des Völkermords und der dazugehörige recht li-

che Diskurs unser Denken über die Vernichtung 

von Zivilpersonen strukturieren. Ausgehend von 

der normativen Perspektive einer Immunität der 

Zivilbevölkerung gegen militärische Übergri�e, 

die vom Völkerrecht und von den internationa-

len Standards vordergründig priorisiert wird, ar-

gumentiere ich, dass die vom internationalen 

Recht implizierte Hierarchie, an deren Spitze der 

Völkermord als das »Verbrechen der Verbrechen« 

steht, uns blind macht gegenüber anderen Arten 

des menschenverursachten zivilen Todes – etwa ge-

genüber der Bombardierung von Städten und dem 

»Kollateralschaden« von Raketen- und Drohnen-

angri�en sowie gegenüber Blockaden und Sank-

tionen.1 Mit anderen Worten: Das Gerede vom

Genozid dient ideologisch o� dazu, von der syste-

matischen Gewalt abzulenken, die von Regierun-

gen jedweder Art gegenüber Zivilist*innen ausge-
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übt wird. Zudem behaupte ich, dass diese  Gewalt 

die Folge des Gebots »dauernder Sicherung« ist:

das Streben von Staaten und bewa�neten, an Staats -

gründung interessierten Gruppierungen, sich ge-

genüber aktuellen und zukün�igen Bedrohungen 

unverwundbar zu machen. Dauernde Sicherung 

ist das utopische Ziel absoluter Sicherheit, welches 

aufgrund seines paranoiden Hangs zu antizipie-

render Gewalt zwangsläu�g und kontinuierlich zu 

Opfern unter der Zivilbevölkerung führt. Um das 

Problem des die dauernde Sicherung verdecken-

den Genozids zu lösen, schlage ich deshalb vor, das 

eine durch das andere zu ersetzen: Da Völkermord 

eine Unterkategorie der dauernden Sicherung ist, 

sollte (auch) Letzere illegal sein.

Die massenha�e Tötung und das Leiden von 

Zivilist*innen innerhalb bewa�neter Kon�ikte 

haben nichts an Umfang eingebüßt. Hunderttau-

sende Zivilpersonen wurden im Krieg in Jemen 

getötet (insgesamt über 377 000 Menschen).2 Auch 

der Bürgerkrieg im Südsudan zwischen 2013 und 

2018 forderte Zehntausende zivile Todesopfer, 

während im Kon�ikt in der äthiopischen Region 

Tigray eine halbe Million Menschen ums Leben 

gekommen ist: aufgrund von Hunger, unmittel-

barer Tötung und der Witterungsbedingungen.3 

Während in Europa und den Vereinigten Staaten 

kaum über diese Kon�ikte berichtet wird, haben 

Russlands seit dem Frühjahr 2022 statt�ndender 
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willkürlicher Beschuss und die Bombardierung 

ukrainischer Städte die zivilen Opfer auch ins öf-

fentliche Bewusstsein des Westens gerückt. Und 

nicht minder hat das Verhalten der Vereinigten 

Staaten in ihrem »globalen Krieg gegen den Ter-

ror« dazu beigetragen, dass dieser Angelegenheit 

mehr Beachtung geschenkt wurde, verzeichneten 

ihre Raketenangri�e schließlich eine beträchtliche 

Opferzahl innerhalb von Zivilbevölkerungen.4

Dabei handelt es sich jedoch keineswegs um 

ein neuartiges Problem. Während des Vietnam-

kriegs warfen die US-Streitkrä�e achtmal mehr 

Bomben auf das südostasiatische Festland ab – 

allein über zwei Millionen Tonnen auf Laos – als 

während des Zweiten Weltkriegs, wobei zwei bis 

drei Millionen Menschen, hauptsächlich Zivi-

list*innen, getötet wurden.5 Als die westliche Öf-

fentlichkeit angesichts der häu�g im Fernsehen 

übertragenen zerstörerischen Bilder dieses Kriegs 

in Aufruhr geriet, gingen die Lu�streitkrä�e zu 

präziseren Technologien über, nämlich Lenk-

raketen. Doch selbst im Zuge dessen mussten 

Militärstrateg*innen und Jurist*innen einräu-

men, dass der »Kollateralschaden« der »Präzisi-

onsschläge« – den Drohnenpilot*innen zynisch 

als »bugsplat«, also Fliegenmatsch, bezeichnen – 

zwar bedauerlich, aber unvermeidbar sei.6 Es dürf-

te daher wohl keineswegs überraschen, dass die 

US-Streitkrä�e im Jahr 2019 für fast die Häl�e 
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der zivilen Opfer in Afghanistan verantwortlich 

waren. Wie schon in den frühen 1970er-Jahren 

in Vietnam ließen sie dabei in der Ho�nung, den 

Feind an den Verhandlungstisch bombardieren 

zu können, mehr schweres Geschütz auf das Land 

niedergehen als in allen Jahren zuvor.7 Die Wa�en 

mögen sich zwar verändert haben, die Taktiken, 

Strategien und die Vernichtung der Zivilbevöl-

kerung aber sind nach wie vor dieselben.

Viele Kommentator*innen bestehen darauf, 

dass solch zivile Zerrüttung nicht genozidal sein 

könne, insofern militärische Gewalt darauf abzie-

le, den Feind zu besiegen – wobei man die Tötung 

einiger Zivilist*innen in Kauf zu nehmen habe –, 

wohingegen das Ziel des Genozids gerade in der 

Vernichtung von Völkern bestehe. Warum aber die 

staatliche Intention mit Privilegien versehen? Das 

»Prinzip der Doppelwirkung« duldet die Tötung 

Unschuldiger als Begleiterscheinung eines mora-

lischen Ziels (etwa Notwehr), doch was kümmert 

es die zivilen Opfer, ob die Gewalt gegen sie mit 

genozidalen oder mit militärischen Absichten 

ausgeübt wird?8 Und was, wenn die Träume von 

dauernder Sicherung, insbesondere diejenigen 

der Großmächte, fortwährende Militäraktionen 

nach sich ziehen, die zu »speziellen militärischen 

Operationen« und »unendlichen«, »ewigen«, 

»end losen« oder »permanenten« Kriegen führen, 

in die so mancher Staat verwickelt ist?9 Solche 
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Kriege werden durch den Einsatz von Drohnen, 

Raketen und Artillerie ermöglicht, wodurch sich 

das Risiko weg von den bewaffneten Kräften 

hin zu den feindlichen Nichtkombattant*innen 

verlagert, was »wiederholt ›kleine Massaker‹ an 

Zivilist*innen«10 zur Folge hat.

Darüber hinaus sind sie nicht rechtswidrig, 

sofern die Verluste an Menschenleben unter der 

Zivilbevölkerung im »Verhältnis zum erwarteten 

konkreten und unmittelbaren militärischen Vor-

teil stehen«.11 Dementsprechend wird unter den 

Bedingungen eines permanenten Krieges das kon-

tinuierliche Töten von Zivilist*innen, anstatt sich 

auf zeitweilige Kriege zu beschränken, zur Norm. 

Sie werden zu Opfern des »Rasenmähens«, wie 

israelische Sicherheitsanalyst*innen die »langfris-

tige Zermürbungsstrategie« nennen, die bei ihrem 

»sich hinziehenden, unlösbaren Kon�ikt« mit der 

Hamas »in erster Linie darauf abzielt, das Vermö-

gen des Feindes zu schwächen«.12 Das heißt, dass 

diese von verschiedenen Staaten angewandte Stra-

tegie routinemäßig und kumulativ Opfer unter 

der Zivilbevölkerung verursacht. Mit gutem Recht 

behaupten einige Wissenschaftler*innen daher, 

dass das »Rasenmähen« zur modernen Weise der 

Kriegsführung überhaupt geworden sei.13 Dieser 

bei der Tötung von Zivilist*innen gewährte Er-

messensspielraum weist auf eine Aporie im Völker-

recht hin.
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Und dann gibt es noch die damit verbunde-

ne Kriminalisierung ganzer Bevölkerungsgrup-

pen. Dem Prinzip der zivilen Immunität liegt 

die Annahme ziviler Unschuld zugrunde, doch 

seit über einem Jahrhundert kämpfen Militär-

theoretiker*innen und internationale Jurist*innen 

mit dem Problem, dass sich die Kriegsführung zu-

sehends als total erwiesen hat, sei es im Hinblick 

auf die Rekrutierung ganzer Bevölkerungen wäh-

rend der beiden Weltkriege oder im Hinblick auf 

interne bewa�nete Kon�ikte wie Bürgerkriege mit 

ihren demogra�schen Zielsetzungen. Dies hat zur 

Folge, dass mit totaler Kriegsführung gemeint sei, 

dass beispielsweise Fabrikarbeiter*innen und de-

ren Familien genauso zu den Kriegsanstrengun-

gen beitrügen wie Soldat*innen an der Front: Sie 

seien nicht minder unschuldige, nicht minder le-

gitime Ziele. Auf der säuberlichen Trennung von 

Kombattant*innen und Zivilpersonen zu behar-

ren, sei, so die Schlussfolgerung, die gezogen wird, 

nicht mehr zeitgemäß.14 Wenn aber Zivilist*innen 

nicht länger immun sind, dann gelten sie logi-

scherweise allein schon aufgrund ihrer Nähever-

hältnisse zu feindlichen Kombattant*innen – als 

sogenannte »menschliche Schutzschilde« – als 

schuldig.15 Und schon be�nden wir uns unmittel-

bar in der Gedankenwelt des Völkermords: Völ-

ker, die als Ganzes zum Feind erklärt werden und 

deren Angehörige kollektiv schuldig oder zumin-
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dest entbehrlich sind.16 Muss also die Zerstörung 

der Zivilbevölkerung genozidal sein, um »das Ge-

wissen der Menschheit« zu erschüttern – wie es in 

der antiquierten Phrase humanitärer Deklaratio-

nen heißt –, damit jene der Militärstrategie und 

dem Völkerrecht zugrunde liegende mörderische 

Überlegung kaschiert werden kann?

Diese Aporie gründet auf einer begri�ichen 

Unterscheidung: der Unterscheidung zwischen 

Völkermord und nichtinternationalem (Bürger-

krieg, Rebellion, Aufstand und Kriegslust) sowie 

internationalem bewa�neten Kon�ikt (zwischen-

staatlicher Krieg).17 Seit seiner erstmaligen Nen-

nung im Völkerrecht der späten 1940er-Jahre 

wird Genozid als ein Verbrechen betrachtet, das 

von einem Staat oder von parastaatlichen Krä�en 

gegen die Zivilbevölkerung eines anderen Staates 

oder gegen eine ethnische Minderheit innerhalb 

der eigenen Grenzen verübt wird. Laut der UN-

Konvention über die Verhütung und Bestrafung 

des Völkermordes (1948, im Folgenden: Völker-

mordkonvention) handelt es sich um eine Hand-

lung, »die in der Absicht begangen wird, eine na-

tionale, ethnische, rassische oder religiöse Gruppe 

als solche ganz oder teilweise zu zerstören«.18 Das 

bedeutet, dass politische Feinde – beispielsweise 

Kommunist*innen – nicht von der Konvention 

gedeckt sind. Als Reaktion darauf haben einige 

Wissenscha�ler*innen eine konzeptuelle Erwei-
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terung vorgenommen, um politische Gewalt als 

Genozid, verstanden als soziologische Kategorie, 

zu kategorisieren: etwa die linken Opfer des auto-

ritären Militärregimes in Argentinien zwischen 

1974 und 1983.19

Obwohl es keine rechtlichen Einschränkun-

gen zur Feststellung von Völkermord innerhalb 

nichtinternationaler bewa�neter Kon�ikte gibt, 

wird im politischen Diskurs üblicherweise zwi-

schen ihnen unterschieden, da letztgenannte Kon-

�ikte eine kriegerische Symmetrie nahelegen, wo-

hingegen Völkermord als asymmetrische Gewalt 

gegen die passiven und zivilen Angehörigen einer 

ethnischen Gruppe verstanden wird. Dement-

sprechend wiesen die Regierungen Nigerias und 

Pakistans die von den Sezessionsbewegungen 

in Biafra und Ostpakistan (Bangladesch) in den 

späten 1960ern respektive 1971 erhobenen Ge-

nozidvorwürfe mit dem Hinweis zurück, dass sie 

es mit landesinternen Aufständen zu tun hätten, 

die die internationale Gemeinscha� nicht weiter 

kümmern sollten. Dem stimmten die meisten 

Mitglieder der Vereinten Nationen zu, trotz der 

breiten ö�entlichen Unterstützung der Unabhän-

gigkeitsbestrebungen und der Beip�ichtung, dass 

genozidale Gewalt statt�nde.20 Nigeria und Paki-

stan zufolge war die staatliche Gewalt eher legi-

tim politisch als illegitim ethnisch motiviert. Das 

heißt, Regierungen sind berechtigt, im Namen 
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der Sicherheit, der Selbsterhaltung, der »militäri-

schen Notwendigkeit« und der Bekämpfung von 

»Terroristen« drastische Maßnahmen gegen Be-

völkerungsgruppen zu ergreifen. Auf diese Weise 

rechtfertigen auch heute der Sudan, Syrien, My-

anmar und China die gewalttätige, von vielen als 

Völkermord angesehene Behandlung von Men-

schen innerhalb ihrer Landesgrenzen.

Das schwierige Verhältnis zwischen den Kate-

gorien Völkermord und bewa�neter Kon�ikt ist 

ein vordringliches Problem angesichts der Tatsa-

che, dass im Anschluss an den Zweiten Weltkrieg 

die meisten Kon�ikte innerstaatlich ausgetragen 

wurden und Zivilist*innen heute die Mehrzahl 

der Opfer bilden.21 Insbesondere bei den »neuen 

Kriegen«, zu denen es nach dem Zusammenbruch 

der Sowjetunion gekommen ist, hält sich dieses 

konzeptionelle Problem hartnäckig. Denn auf-

grund ihrer zahlreichen internen und externen 

staatlichen sowie privaten Akteur*innen, die von 

rücksichtslosen politischen Ökonomien semi-

organisierter Kriminalität angetrieben werden, 

lassen sich diese Kriege nicht in die melodrama-

tische Binarität von Opfern (den »Guten«) und 

Täter*innen (den »Bösen) einordnen, welcher 

die Völkermord-Optik bedarf.22 Nicht zuletzt aus 

diesem Grund wird die multidirektionale Gewalt 

im Kongo, die zu mehr als drei Millionen Toten 

und viereinhalb Millionen Ge�üchteten geführt 
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hat, von Genozidforscher*innen so gut wie igno-

riert.23 Alles in allem ähneln die Muster der seit 

dem Zweiten Weltkrieg au�retenden Zerstörung 

der Zivilbevölkerung jedenfalls der Gewalt der 

imperialen Expansion und Konsolidierung, wel-

che die menschlichen Beziehungen seit Jahrtau-

senden geprägt hat.

Es ist kein Zufall, dass der Nigeria-Biafra-Krieg 

und die Abspaltung Ostpakistans nicht als Völ-

kermord anerkannt wurden und schnell in Ver-

gessenheit gerieten. Denn diejenigen Staaten, die 

1947 und 1948 die Völkermordkonvention aushan-

delten, konzipierten sie dergestalt, dass die staat-

liche Souveränität bei Austragung internationaler 

oder nichtinternationaler bewa�neter Kon�ikte 

nicht beeinträchtigt würde. Wie haben sie dies zu-

wege gebracht? Zunächst besagt die Völkermord-

konvention, dass mit Völkermord die Absicht be-

kundet wird, »eine nationale, ethnische, rassische 

oder religiöse Gruppe als solche ganz oder teilwei-

se zu zerstören«, und zwar mit verschiedenen Mit-

teln.24 Die Formulierung »als solche« setzt voraus, 

dass die Opfer ausschließlich aufgrund ihrer Iden-

tität ins Visier genommen werden – das heißt eher 

aus symbolischen denn aus materiellen Gründen 

(etwa Kriegsführung). Die Staaten, die 1947 und 

1948 über die De�nition der Konvention verhan-

delten, orientierten sich dabei bewusst am Holo-

caust – verstanden als das größte Hassverbrechen 
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der Geschichte –, um Genozid von Kriegsführung 

und selbst von Bevölkerungsvertreibung zu un-

terscheiden. Kriegsführung betrachteten diese 

Staaten keineswegs als illegitim; schließlich hat-

ten sie soeben die Achsenmächte besiegt, Städte 

mittels Lu�angri�en und Atombomben in Schutt 

und Asche gelegt und die Zwangsvertreibung von 

zwölf Millionen Deutschen aus Ostmitteleuropa 

gebilligt. Der Kalte Krieg nahm gerade seinen An-

fang, und in den Kolonien stellten sich die Un-

abhängigkeitsbewegungen denjenigen westlichen 

Mächten entgegen, die dabei waren, ihre Kon-

trolle über Asien und Nordafrika wieder geltend 

zu machen. Für die Sieger des Kriegs verlangte 

das souveräne Recht der Staaten, sich an inter-

nationalen und nichtinternationalen bewa�neten 

Kon�ikten zu beteiligen – daher bedur�e es der 

Wahrung »militärischer Notwendigkeit« vor ihrer 

Diskreditierung durch die nationalsozialistische 

Art und Weise der vernichtenden Kriegsführung 

und Besatzung.

Einen Monat nach Verabschiedung des Sta-

tuts für den Internationalen Militärgerichtshof 

in Nürnberg im August 1945 erläuterte der US-

amerikanische Chefankläger Robert H. Jackson in 

einem Artikel des New York Times Magazine die 

dem Statut zugrunde liegenden Überlegungen. 

Unter der Überschri� »�e Worst Crime of All« 

[»Das schlimmste aller Verbrechen«] begrün-



18

dete er, warum es sich bei Angri�skriegen um 

das äußerste Verbrechen handelte – da nämlich 

alle anderen während der Kriegszeit verübten 

Verbrechen auf den Akt der Invasion zurückzu-

führen seien. Zugleich zog er aus den schreckli-

chen Verwüstungen des Krieges, deren er Zeuge 

geworden war, als er das besiegte Deutschland 

bereist und von dessen Verbrechen erfahren 

hatte, einen weiteren Schluss: »Sollte es kün�ige 

Kriege geben, müssen wir als Sieger daraus her-

vorgehen«, indem wir »bessere Mörder sind, in-

dem wir mehr und schneller töten als der Feind, 

indem wir mit weniger Risiko für uns selbst tö-

ten.«25 Im Zuge dieser Erklärung sprach er sich 

sodann – bemerkenswert für einen Juristen – da-

für aus, das Prinzip der Unterscheidung zwischen 

Kombattant*innen und Nichtkombattant*innen 

zu missachten, indem Krieg als Kon�ikt zwischen 

Völkern und nicht bloß zwischen Streitkrä�en be-

trachtet werden sollte. Ohne die Bombardierung 

deutscher und japanischer Städte durch die Alli-

ierten zu erwähnen, bei denen Hunderttausende 

von Zivilist*innen getötet wurden, rechtfertigte 

er gleich den in den 1920er- und 1930er-Jahren 

agierenden Planern strategischer Bombenangri�e 

auf subtile Weise die Vernichtung der Zivilbevöl-

kerung – wobei sein Fokus auf dem möglichen 

kün�igen Krieg mit der Sowjetunion lag: »Denn 

die Tatsache ist nicht von der Hand zu weisen, 
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dass der moderne Krieg mehr und mehr zu ei-

nem Kampf zwischen ganzen Völkern geworden 

ist, nicht allein einem zwischen Armeen. Es geht 

dabei darum, wer unterworfen und wer über-

leben wird.«26 Damit machte sich Jackson, die 

Inkarnation der Nürnberger Justiz, für eine Mi-

litärpolitik der dauernden Sicherung stark – mit 

zerstörerischen Folgen für die Zivilbevölkerung. 

Die Strategie bestand nämlich darin, so lange die 

Zivilbevölkerung des Gegners unter Beschuss zu 

nehmen, bis dieser sich geschlagen gab. Im Ge-

gensatz dazu hätten die Nationalsozialist*innen 

Menschen »ohne militärische Zwecke« getötet.27

Jackson sprach in Übereinstimmung mit der 

damals vorherrschenden Meinung. Alle bei den 

Vereinten Nationen waren sich im Klaren darü-

ber, dass bewa�nete Kon�ikte dramatische Aus-

wirkungen auf die Zivilbevölkerung haben. Der 

Kommentar des offiziellen Expertenkomitees 

zum Sekretariatsentwurf der Völkermordkonven-

tion räumte ein, dass die Zivilbevölkerung von 

der modernen Kriegsführung von »mehr oder 

weniger schwere[n] Verluste[n]« betro�en sein 

würde. Daher unterschied man zwischen bewa�-

neten Kon�ikten und Völkermord, indem man 

argumentierte, dass im Falle des Letzteren »eine 

der kriegführenden Mächte die Ausrottung der 

Bevölkerung des gegnerischen Territoriums be-

zweckt und systematisch Ziele zerstört, die keine 
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echten militärischen Ziele sind«.28 Militärische 

Ziele würden demgegenüber darauf abzielen, den 

Willen des Siegers dem Verlierer, dessen Existenz 

nicht gefährdet sei, aufzuzwingen. Das massen-

ha�e Töten von Zivilist*innen war also akzepta-

bel – wenn auch bedauerlich –, solange es durch 

militärische Zwecke motiviert war: Sieg, nicht 

Zerstörung. Nicht anders argumentieren heute die 

russischen Behörden mit Blick auf den Feldzug 

ihrer Streitkrä�e in der Ukraine.

Zeitgenössische Rechtsexpert*innen waren 

sich unmittelbar im Klaren darüber, was diese 

Unterscheidung zu bedeuten hatte, die durch zwei 

Wörter kodi�ziert wurde: die Zerstörung ethni-

scher, rassischer, nationaler und religiöser Gruppen 

»als solche«. Dies bedeutete, die Mitglieder dieser 

Gruppen würden allein aufgrund ihrer Zugehörig-

keit vernichtet, oder anders ausgedrückt: aufgrund 

ihrer Identität.29 Wie der Professor für Internatio-

nales Recht an der University of Edinburgh, James 

L. Brierly, 1949 bemerkte, ergab sich aufgrund des 

Ausdrucks der beabsichtigten Zerstörung der auf-

gelisteten Gruppen »als solche« eine »einschrän-

kende Wirkung«: Dieser Vorbehalt bedeutete, 

»viele, wahrscheinlich die meisten der berühmten 

Massaker und Verfolgungen in der Geschichte« 

von dem Tatbestand des Genozids auszunehmen. 

In der historischen Realität seien die Fakten über 

die Motive der Täter*innen »undurchsichtiger 


